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16. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der
Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unab-
hängigkeit an koloniale Länder und Völker, die Prüfung der
Frage Tokelaus, eines Gebiets ohne Selbstregierung, fortzu-
setzen und der Generalversammlung auf ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTIONEN 65/115 A und B

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 10. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/430,
Ziff. 29)137.

65/115. Die Fragen der Amerikanischen Jungferninseln, 
Amerikanisch-Samoas, Anguillas, Bermudas, 
der Britischen Jungferninseln, Guams, der 
Kaimaninseln, Montserrats, Pitcairns, 
St. Helenas und der Turks- und Caicosinseln

A

ALLGEMEINES

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Fragen der Gebiete ohne Selbstre-
gierung Amerikanische Jungferninseln, Amerikanisch-
Samoa, Anguilla, Bermuda, Britische Jungferninseln, Guam,
Kaimaninseln, Montserrat, Pitcairn, St. Helena und Turks-
und Caicosinseln, im Folgenden als „Hoheitsgebiete“ be-
zeichnet,

nach Prüfung des entsprechenden Kapitels im Bericht
des Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung der
Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an kolo-
niale Länder und Völker für 2010138 ,

unter Hinweis auf alle diese Hoheitsgebiete betreffen-
den Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Nationen,
darunter insbesondere die Resolutionen, die von der General-
versammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung zu den je-
weiligen in den vorliegenden Resolutionen behandelten Ho-
heitsgebieten verabschiedet wurden,

anerkennend, dass alle verfügbaren Selbstbestimmungs-
optionen der Hoheitsgebiete zulässig sind, sofern sie den frei
geäußerten Wünschen der betreffenden Bevölkerung entspre-
chen und mit den in den Resolutionen der Generalversamm-
lung 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960, 1541 (XV) vom
15. Dezember 1960 und in anderen Versammlungsresolutio-
nen klar definierten Grundsätzen im Einklang stehen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1541 (XV) mit den
Grundsätzen, von denen sich die Mitgliedstaaten leiten lassen
sollen, um festzustellen, ob eine Verpflichtung besteht, die in

Artikel 73 Buchstabe e der Charta der Vereinten Nationen
vorgesehenen Informationen zu übermitteln,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass es fünf-
zig Jahre nach Verabschiedung der Erklärung über die Ge-
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völ-
ker139 noch immer eine Reihe von Gebieten ohne Selbstregie-
rung gibt,

sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, dass die Erklä-
rung unter Berücksichtigung des von den Vereinten Nationen
gesetzten Ziels der Beseitigung des Kolonialismus bis zum
Jahr 2010 und des Aktionsplans für die Zweite Internationale
Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus140 auch weiter-
hin wirksam verwirklicht wird, 

in der Erkenntnis, dass die jeweiligen Besonderheiten
und die Bestrebungen der Völker der Hoheitsgebiete flexible,
praktische und innovative Selbstbestimmungsansätze erfor-
dern, ungeachtet der Größe, der geografischen Lage, der Ein-
wohnerzahl oder der natürlichen Ressourcen des Hoheitsge-
biets,

in Anbetracht der erklärten Haltung der Regierung des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland und
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika zu den
ihrer Verwaltung unterstehenden Gebieten ohne Selbstregie-
rung,

sowie in Anbetracht der in einigen Gebieten ohne
Selbstregierung eingetretenen Entwicklungen in Bezug auf
die Verfassung, die sich auf die interne Verwaltungsstruktur
auswirken und über die der Sonderausschuss informiert wur-
de,
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vertraglichen Verpflichtungen der Verwaltungsmacht auf die
Hoheitsgebiete vorsehen, oder
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1. bekräftigt
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schen, da der Menschenrechtsausschuss aufgrund seines
Mandats die Situation, einschließlich der politischen und kon-
stitutionellen Entwicklungen, in zahlreichen Gebieten ohne
Selbstregierung überprüft, die im Zuständigkeitsbereich des
Sonderausschusses liegen;

15. ersucht den Sonderausschuss, mit dem Wirt-
schafts- und Sozialrat und seinen entsprechenden zwischen-
staatlichen Nebenorganen im Rahmen ihres jeweiligen Man-
dats weiter zusammenzuarbeiten und Informationen über die
Entwicklungen in den Gebieten ohne Selbstregierung auszu-
tauschen, mit denen diese Organe befasst sind;

16. ersucht den Sonderausschuss außerdem, die Prü-
fung der Frage der Gebiete ohne Selbstregierung fortzusetzen
und der Generalversammlung auf ihrer sechsundsechzigsten
Tagung darüber und über die Durchführung dieser Resolution
Bericht zu erstatten.

B

EINZELNE HOHEITSGEBIETE

Die Generalversammlung,

Bezug nehmend auf die Resolution A, 

I

Amerikanisch-Samoa

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten
Arbeitspapier über Amerikanisch-Samoa144 und anderen ein-
schlägigen Informationen,

sich dessen bewusst, dass nach dem Recht der Vereinig-
ten Staaten von Amerika der Innenminister die Verwaltungs-
hoheit über Amerikanisch-Samoa besitzt145, 

in Anbetracht der Haltung der Verwaltungsmacht und
der von den Vertretern Amerikanisch-Samoas in den Regio-
nalseminaren abgegebenen Erklärungen, in denen sie den
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklä-
rung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale
Länder und Völker einladen, ei
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II
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die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen dies-
bezüglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewähren;

3. begrüßt die Anstrengungen, die die Gebietsregie-
rung unternimmt, um die mit den Richtlinien für das Sektor-
management und den Lebenshaltungskosten in verschiedenen
wirtschaftlichen Sektoren zusammenhängenden Fragen anzu-
gehen; 
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unter Hinweis auf die Erklärung des Vertreters Montser-
rats auf dem vom 12. bis 14. Mai 2009 in Frigate Bay
(St. Kitts und Nevis) abgehaltenen Karibischen Regionalse-
minar,

sowie unter Hinweis auf den 2002 erschienenen Bericht
der Kommission zur Überprüfung der Verfassung, die Einbe-
rufung eines Ausschusses zur Überprüfung des Berichts
durch das Parlament (House of Assembly) im Jahr 2005 und
die darauf folgenden Gespräche zwischen der Verwaltungs-
macht und der Gebietsregierung über die interne Weiterent-
wicklung der Verfassung und die Übertragung von Machtbe-
fugnissen,

ferner unter Hinweis darauf, dass die Verhandlungen
mit der Verwaltungsmacht über einen Verfassungsentwurf,
der der Gebietsregierung größere Autonomie gibt, fortgesetzt
werden und dass die Verwaltungsmacht seit März 2009 dem
Wiederaufbau des Hoheitsgebiets mehr Gewicht beimisst, 

feststellend, dass die neu gewählte Gebietsregierung den
Prozess der Aushandlung von Verfassungsreformen mit der
Verwaltungsmacht im Mai 2010 fortsetzte und dass ein zwi-
schen den beiden Parteien vereinbarter Verfassungsentwurf
zur Konsultation der Öffentlichkeit herausgegeben wurde,

sich dessen bewusst, dass Montserrat nach wie vor von
der Verwaltungsmacht einen Haushaltszuschuss für den Be-
trieb der Gebietsregierung erhält,

unter Hinweis auf die Erklärungen der Teilnehmer des
Karibischen Regionalseminars 2009, in denen sie der Verwal-
tungsmacht nahelegten, ausreichende Ressourcen zur De-
ckung der besonderen Bedürfnisse des Hoheitsgebiets bereit-
zustellen,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den anhaltenden
Folgen des Vulkanausbruchs von 1995, der zur Evakuierung
von drei Vierteln der Bevölkerung des Hoheitsgebiets in si-
chere Gebiete der Insel und in Gebiete außerhalb des Hoheits-
gebiets geführt hat und von dem die Wirtschaft der Insel noch
immer nachhaltig betroffen ist,

in Anerkennung der Hilfe, die dem Hoheitsgebiet von
den Mitgliedstaaten der Karibischen Gemeinschaft auch wei-
terhin gewährt wird, insbesondere von Antigua und Barbuda,
das Tausenden von Menschen, die das Gebiet verlassen ha-
ben, eine sichere Zuflucht und Zugang zu Bildungs- und Ge-
sundheitseinrichtungen sowie Beschäftigungsmöglichkeiten
geboten hat,

in Anbetracht der fortgesetzten Bemühungen der Ver-
waltungsmacht und der Gebietsregierung, die Folgen des
Vulkanausbruchs zu überwinden, 

1. begrüßt es, dass die Gebietsregierung und die Ver-
waltungsmacht Fortschritte im Hinblick auf den Abschluss
der Verhandlungen über die Reform der Verfassung des Ho-
heitsgebiets erzielt haben und dass derzeit die Öffentlichkeit
konsultiert wird;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet
zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf die Information
der Öffentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der

Charta der Vereinten Nationen behilflich zu sein, und fordert
die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen dies-
bezüglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewähren;

3. fordert die Verwaltungsmacht, die Sonderorgani-
sationen und anderen Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen sowie die Regionalorganisationen und sons-
tigen Organisationen auf, dem Hoheitsgebiet auch künftig
Hilfe zu gewähren, um die Folgen des Vulkanausbruchs zu
mildern;

VIII

Pitcairn

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten
Arbeitspapier über Pitcairn153 und anderen einschlägigen In-
formationen,

unter Berücksichtigung des singulären Charakters Pit-
cairns, was die Bevölkerung, die Fläche und den Zugang be-
trifft, 

feststellend, dass nach den im Jahr 2009 geführten Kon-
sultationen im März 2010 in dem Hoheitsgebiet die Verord-
nung von 2010 über die Verfassung Pitcairns, einschließlich
Menschenrechtsbestimmungen, in Kraft trat und die Verord-
nung von 1970 über Pitcairn und die Königlichen Weisungen
von 1970 ersetzte,

sich dessen bewusst, dass die Verwaltungsmacht und die
Gebietsregierung ausgehend von Konsultationen mit dem
Volk des Hoheitsgebiets eine neue Regierungsstruktur einge-
führt haben, um die Verwaltungskapazitäten in dem Hoheits-
gebiet zu stärken, und dass Pitcairn nach wie vor von der Ver-
waltungsmacht einen Haushaltszuschuss für den Betrieb der
Gebietsregierung erhält,

1. begrüßt es, dass im März 2010 in dem Hoheitsge-
biet die Verordnung von 2010 über die Verfassung Pitcairns
in Kraft trat, die einen neuen Verfassungsrahmen und Men-
schenrechtsbestimmungen enthält, und begrüßt alle Anstren-
gungen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung,
weiter operative Aufgaben an das Gebiet zu übertragen, mit
dem Ziel, die Selbstregierung nach und nach zu erweitern, na-
mentlich durch die Ausbildung lokalen Personals;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet
zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf die Information
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wirtschaftliche Sicherheit in Pitcairn am besten unterstützt
werden kann;

IX

St. Helena

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten
Arbeitspapier über St. Helena154 und anderen einschlägigen
Informationen,

unter Hinweis auf die Erklärung des Vertreters St. Hele-
nas auf dem vom 12. bis 14. Mai 2009 in Frigate Bay
(St. Kitts und Nevis) abgehaltenen Karibischen Regionalse-
minar,

unter Berücksichtigung des singulären Charakters
St. Helenas, was seine Bevölkerung, seine geografische Lage
und seine natürlichen Ressourcen betrifft,

in Anbetracht des von der Gebietsregierung seit 2001
durchgeführten internen Prozesses zur Überprüfung der Ver-
fassung, der Fertigstellung des Entwurfs einer Verfassung im
Anschluss an die 2003 und 2004 geführten Verhandlungen
zwischen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung,
der im Mai 2005 in St. Helena abgehaltenen Konsultativab-
stimmung über eine neue Verfassung, der darauf folgenden
Erstellung eines überarbeiteten Verfassungsentwurfs und sei-
ner Veröffentlichung im Juni 2008 zur weiteren Konsultation
der Öffentlichkeit und des Inkrafttretens der neuen Verfas-
sung für St. Helena, Ascension und Tristan da Cunha am
1. September 2009,

sich dessen bewusst, dass St. Helena nach wie vor von
der Verwaltungsmacht einen Haushaltszuschuss für den Be-
trieb der Gebietsregierung erhält,

sich außerdem der Anstrengungen der Verwaltungs-
macht und der Gebietsregierung bewusst, die sozioökonomi-
sche Lage der Bevölkerung St. Helenas, insbesondere im Be-
reich der Beschäftigung und der Verkehrs- und Kommunika-
tionsinfrastruktur, zu verbessern,

Kenntnis nehmend von den Bemühungen des Hoheits-
gebiets, gegen das Problem der Arbeitslosigkeit auf der Insel
vorzugehen, und von den gemeinsamen Maßnahmen der Ver-
waltungsmacht und der Gebietsregierung, diesem Problem zu
begegnen,

sowie feststellend, wie wichtig es ist, die Infrastruktur
und die Zugänglichkeit St. Helenas zu verbessern, und dass
diesbezüglich die Verwaltungsmacht am 22. Juli 2010 Pläne
für den Bau eines Flughafens auf der Insel St. Helena be-
kanntgab,

1. betont die Bedeutung des Inkrafttretens der neuen
Verfassung des Hoheitsgebiets im Jahr 2009; 

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet
zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf die Information
der Öffentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der

Charta der Vereinten Nationen behilflich zu sein, und fordert
die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen dies-
bezüglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewähren;

3. ersucht die Verwaltungsmacht und die zuständi-
gen internationalen Organisationen, die Gebietsregierung bei
ihren Anstrengungen zur Bewältigung der sozioökonomi-
schen Entwicklungsprobleme des Hoheitsgebiets, einschließ-
lich der Arbeitslosigkeit und der beschränkten Verkehrs- und
Kommunikationsinfrastruktur, auch weiterhin zu unterstüt-
zen;

4. fordert die Verwaltungsmacht auf, so bald wie
möglich alle offenen Fragen im Zusammenhang mit dem
Flughafenbau zu regeln und dabei dem singulären geografi-
schen Charakter St. Helenas Rechnung zu tragen; 

X

Turks- und Caicosinseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten
Arbeitspapier über die Turks- und Caicosinseln155 und ande-
ren einschlägigen Informationen,

unter Hinweis auf die Erklärung des Vertreters der
Turks- und Caicosinseln auf dem vom 12. bis 14. Mai 2009 in
Frigate Bay (St. Kitts und Nevis) abgehaltenen Karibischen
Regionalseminar,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Natio-
nen 2006 auf Ersuchen der Gebietsregierung und mit Zustim-
mung der Verwaltungsmacht eine Sondermission auf die
Turks- und Caicosinseln entsandt haben,

ferner unter Hinweis auf den 2002 erschienenen Bericht
des Gremiums zur Prüfung der Modernisierung der Verfas-
sung und in Anerkennung der zwischen der Verwaltungs-
macht und der Gebietsregierung vereinbarten Verfassung, die
2006 in Kraft trat,

feststellend, dass die Verwaltungsmacht infolge der
Empfehlungen einer unabhängigen Untersuchungskommis-
sion und der Entscheidung des Berufungsgerichts der Ver-
waltungsmacht den Beschluss fasste, Teile der Verfassung
der Turks- und Caicosinseln von 2006 außer Kraft zu setzen,
die sich auf das verfassungsmäßige Recht auf ein Juryverfah-
ren, die Ministerialregierung und das Parlament (House of
Assembly) beziehen,

Kenntnis nehmend von den Auswirkungen des weltwei-
ten Konjunkturrückgangs und anderer einschlägiger Entwick-
lungen auf den Tourismus und die damit zusammenhängende
Immobilienentwicklung, die Hauptstützen der Wirtschaft des
Hoheitsgebiets,

in Anbetracht der Verschiebung der Wahlen in dem Ho-
heitsgebiet,

1. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der derzeitigen
Situation auf den Turks- und Caicosinseln und nimmt außer-

154 A/AC.109/2010/8. 155 A/AC.109/2010/10.
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dem Kenntnis von den Anstrengungen, die die Verwaltungs-
macht unternimmt, um in dem Hoheitsgebiet eine gute Ver-
waltungsführung und ein solides Finanzmanagement wieder-
herzustellen;

2. fordert, dass die verfassungsrechtlichen Regelun-
gen, die eine repräsentative Demokratie durch die Wahl einer
Gebietsregierung vorsehen, so bald wie möglich wieder in
Kraft gesetzt werden;

3. nimmt Kenntnis von den Haltungen und wieder-
holten Aufforderungen der Karibischen Gemeinschaft und
der Bewegung der nichtgebundenen Länder zur dringenden
Wiedereinsetzung einer demokratisch gewählten Gebietsre-
gierung sowie von der seitens der Verwaltungsmacht geäu-
ßerten Auffassung, dass die Wahlen nicht länger als nötig ver-
schoben werden sollen;

4. nimmt außerdem davon Kenntnis, dass die Berate-
rin für Verfassungs- und Wahlreform eingehende Konsulta-
tionen der Öffentlichkeit durchgeführt hat und dass die De-
batte über die Verfassungs- und Wahlreform innerhalb des
Hoheitsgebiets fortgesetzt wird, und betont, wie wichtig die
Beteiligung aller Gruppen und interessierten Parteien an dem
Konsultationsprozess ist;

5. betont ferner, wie wichtig es ist, dass das Hoheits-
gebiet eine Verfassung erhält, die, gestützt auf die Mechanis-
men der Volksbefragung, die Bestrebungen und Wünsche sei-
ner Bevölkerung widerspiegelt;

6. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet
zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf die Information
der Öffentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der
Charta der Vereinten Nationen behilflich zu sein, und fordert
die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen dies-
bezüglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewähren;

7. begrüßt die Anstrengungen, die die Regierung
auch weiterhin unternimmt, um der Verbesserung der sozio-
ökonomischen Entwicklung in dem gesamten Hoheitsgebiet
die nötige Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

XI

Amerikanische Jungferninseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten
Arbeitspapier über die Amerikanischen Jungferninseln156 und
anderen einschlägigen Informationen,

sich dessen bewusst, dass nach dem Recht der Vereinig-
ten Staaten von Amerika die Beziehungen zwischen der Ge-
bietsregierung und der Bundesregierung in allen Angelegen-
heiten, die nicht der Programmverantwortung eines anderen
Bundesministeriums oder einer anderen Bundesbehörde un-
terliegen, der allgemeinen Verwaltungsaufsicht des Innenmi-
nisters unterstehen157,

sowie sich dessen bewusst, dass das Hoheitsgebiet den
fünften Versuch unternommen hat, die bestehende Verfas-
sung (Revised Organic Act), die die interne Verwaltungs-
struktur regelt, zu überprüfen, und dass es die Verwaltungs-
macht und das System der Vereinten Nationen um Hilfe für
sein Programm zur Aufklärung der Öffentlichkeit ersucht hat,

sich dessen bewusst, dass im Jahr 2009 ein Verfassungs-
entwurf vorgeschlagen und anschließend der Verwaltungs-
macht zur Überprüfung und Beschlussfassung übermittelt
wurde,

sowie sich dessen bewusst, dass regionale Verbindun-
gen für die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsgebiets
nützlich sein können,

1. begrüßt es, dass der Verwaltungsmacht ein aus der
Arbeit der fünften Verfassungskonferenz der Amerikanischen
Jungferninseln im Jahr 2009 hervorgegangener Verfassungs-
entwurf des Hoheitsgebiets zur Überprüfung vorgeschlagen
wurde, und ersucht die Verwaltungsmacht, der Gebietsregie-
rung bei der Verwirklichung ihrer politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Ziele, insbesondere dem erfolgreichen Ab-
schluss des laufenden internen Prozesses der Verfassungs-
konferenz, behilflich zu sein;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, den Prozess der
Billigung der vorgeschlagenen Verfassung für das Hoheitsge-
biet im Kongress der Vereinigten Staaten und, sobald das Ge-
biet der Verfassung zugestimmt hat, ihre Umsetzung zu er-
leichtern;

3. ersucht die Verwaltungsmacht außerdem, dem
Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Aufklärung der Öffentlichkeit im Einklang mit Artikel 73
Buchstabe b der Charta der Vereinten Nationen behilflich zu
sein, und fordert die zuständigen Organisationen der Verein-
ten Nationen diesbezüglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe
zu gewähren;

4. fordert erneut die Einbeziehung des Hoheitsge-
biets in die Regionalprogramme des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen, im Einklang mit der Beteili-
gung anderer Gebiete ohne Selbstregierung.

RESOLUTION 65/116

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 10. Dezember 2010,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 171 Stimmen bei 3 Ge-
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